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Drucksache 3050 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 21. Dezember 1956 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
169. Sitzung am 21. Dezember 1956 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 5. Dezember 1956 verabschiedeten 


Gesetzes über die Landbeschaffung für Aufgaben 
der Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) 

- Drucksachen 2909, zu 2909, 1977 -- 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


gez, Dr. Sieveking 


Bonn, den 21. Dezember 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 7. Dezember 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Landbeschaffung für Aufgaben der 
V erteidigung (Landbeschaffungsgesetz) 


1. Zu § 2 

a) Es ist nach Satz 1 folgender neuer Satz 
einzufügen: 

„Kann der beabsiditigte Zweck auch 
durch Begründung eines Nutzungsver- 
hältnisses erreicht werden, so ist einem 
hierauf gerichteten Verlangen des Eigen- 
tümers zu entsprechen.“ 

Begründung 

Die Enteignung soll das äußerste Mittel der 
Landbeschaffung sein. Die Begründung eines 
Nutzungsverhältnisses, insbesondere in der 
Form der Anpachtung als der häufigsten 
Form einer das Privateigentum schonenden 
Landbeschaffung, sollte deswegen ausdrück- 
lich gesetzlich verankert werden. 

b) Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

In Abweichung von dem Regierungsentwurf 
zum Landbeschaffungsgesetz {Drucksache 
1977), nach dem die Preisvorschriften unbe- 
rührt bleiben sollten (§ 19 Abs. 4), sieht das 
vom Bundestag am 5. Dezember 1956 be- 
schlossene Gesetz vor, 

aa) daß das Entgelt für den freihändigen 
Erwerb von Grundstücken für Aufga- 
ben der Verteidigung abweichend von 
den bisherigen Preisvorschriften bemes- 
sen werden kann (§ 2 Satz 2), 

bb) daß bei der Bemessung der Enteignungs- 
entschädigung die bisherigen Preisvor- 
schriften für dieses Gesetz keine Anwen- 
dung finden (§ 18 Abs. 4). 


Gegen die Bestimmungen in § 2 Satz 2 und 
§18 Abs. 4 bestehen vom wohnungspoliti- 
schen Standpunkt erhebliche Bedenken. Da- 
mit wären die Preisvorschriften nicht nur für 
die vom Bund nach dem Landbeschaffungs- 
gesetz zu erwerbenden unbebauten Grund- 
stücke aufgehoben, sondern darüber hinaus 
praktisch auch für sonstige Baulandgrund- 
stücke außer Wirksamkeit gesetzt, da sich die 
Kaufpreise bei Bauland weitgehend nach den 
gezahlten Kaufpreisen bei Vergleichsgrund- 
stücken ausrichten. Wenn diese durch die an 
keine Preisvorschriften gebundenen Ankäufe 
oder Enteignungen nach dem Landbeschaf- 
fungsgesetz in die Fiöhe getrieben werden 
und ein einheitlicher Bewertungsmaßstab bei 
Bauland fortgefallen ist, haben die Preisbe- 
hörden keine Möglichkeit mehr, in anderen 
Fällen diese überhöhten Preise zu beanstan- 
den und das Grundstückspreisniveau auf 
einem angemessenen Stand zu halten. Gerade 
der Wohnungsbau kann für den Fall der 
Nutzungsänderung unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen auf die bestehenden Regelun- 
gen zur Verhütung von spekulativen Preis- 
steigerungen noch nicht verzichten, solange 
nicht andere Mittel der Regulierung, wie sie 
z. B. in dem Entwurf des Bundesbaugesetzes 
vorgesehen waren, an die Stelle des Preisstopps 
gesetzt sind. Die für den sozialen Wohnungs- 
bau bestehenden Schwierigkeiten würden 
durch die genannten Bestimmungen des Ge- 
setzentwurfs noch wesentlich verschärft wer- 
den. Das für Kleinsiedlungen und sonstige 
Eigentumsmaßnahmen benötigte Bauland 
könnte voraussichtlich noch schwieriger 
als jetzt zu tragbaren Preisen erworben wer- 
den. Zwangsläufig müßte auch der Einsatz 
öffentlicher Mittel im Einzelfall und insge- 
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samt weiter erhöht werden. Das mit dem 
Zweiten Wohnungsbaugesetz angestrebte 
Ziel, breite Schichten des Volkes durch die 
Beschaffung von Eigenheimen mit dem 
Grund und Boden zu verbinden, würde er- 
schwert werden. Insbesondere würden die Be- 
völkerungsgruppen mit geringem Einkom- 
men durch eine weitere Kostensteigerung be- 
troffen werden. Mit dem gleichen Anliegen 
hat sich das Plenum des Bundesrates bei der 
Beratung des Grundstücksverkehrsgesetzent- 
wurfs (BR-Drucks. Nr. 377/56) am 23. No- 
vember 1956 befaßt. In dieser Sitzung hat 
der Bundesrat sich gegen eine Preisfreigabe 
ausgesprochen, soweit sie Auswirkungen auf 
den Wohnungsbau befürchten ließ und eine 
Änderung der betreffenden Vorschriften im 
Regierungsentwurf (§§ 38 und 8 Abs. 4) ver- 
langt. 

2. Zu § 3 

In § 3 Buchstaben a, b und c sind die Worte 
„zu gewähren ist" bzw. „gewährt wird" je- 
weils zu ersetzen durch die Worte „gewährt 
werden kann". 

Begründung 

Die Notwendigkeit der Änderungen ergibt 
sich aus der Neufassung des § 22. 

3. Zu § 12 

In Absatz 2 ist hinter dem Wort „Grund- 
stücks“ einzufügen; 

„oder durch Begründung eines Nutzungsver- 
hältnisses“. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu § 2 unter Ifd. 
Nr. 1 a). 

4. Zu § 18 

Absatz 4 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(4) Die Preisvorschriften bleiben unbe- 
rührt.“ 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu § 2 unter lfd. 
Nr. 1 b). 

5. Zu § 22 

Die Absätze 1 und 2 sind wie folgt neu zu 
fassen: 

„(1) Wird ein Grundstück enteignet, so 
kann die Enteignungsbehörde die Entschädi- 
gung auf Antrag des Eigentümers ganz oder 


teilweise in Land festsetzen, wenn der Eigen- 
tümer zur Sicherung seiner Existenz oder zur 
Erfüllung der ihm wesensgemäß obliegenden 
Aufgaben auf Ersatzland angewiesen ist und 
das Land zu angemessenen Bedingungen be- 
schafft und erforderlichenfalls hergerichtet 
werden kann. 

(2) Wird durch die Enteignung einem land- 
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Fa- 
milienbetrieb die Existenzgrundlage entzo- 
gen, so muß auf Antrag des Eigentümers 
Entschädigung in Land gewährt werden, 
wenn das Ersatzland zu angemessenen Bedin- 
gungen beschafft und erforderlichenfalls her- 
gerichtet werden kann. Dies gilt auch dann, 
wenn der Familienbetrieb ganz oder teilweise 
vorübergehend verpachtet ist; in diesem 
Falle ist dem Antrag nur stattzugeben, wenn 
der Eigentümer das Pachtverhältnis an dem 
Ersatzland fortsetzt oder dem Pächter die 
Fortsetzung zu angemessenen Bedingungen 
angeboten hat.“ 

Begründung 

Die Regierungsvorlage hatte in Absatz 1 be- 
stimmt, unter welchen Voraussetzungen die 
Enteignungsbehörde eine Entschädigung in 
Land festsetzen kann. Diese Voraussetzungen 
waren verhältnismäßig weit gefaßt. In Ab- 
satz 2 sah die Regierungsvorlage für einen 
eng begrenzten Kreis von Fällen (Entziehung 
der Existenzgrundlage eines landwirtschaft- 
lich oder gärtnerisch genutzten Familienbe- 
triebes) vor, daß eine Entschädigung in Land 
gewährt werden muß. 

Diese Regelung entsprach der Billigkeit, 
knüpfte an ähnliche Vorbilder an und be- 
rücksichtigte vor allem die Tatsache, daß Er- 
satzland nicht unbegrenzt zur Verfügung 
steht und beschafft werden kann. 

Die Fassung des Bundestages sieht im Gegen- 
satz hierzu einen Anspruch auf Landentschä- 
digung auch in den Fällen vor, in denen eine 
solche bisher nach dem pflichtmäßigen Er- 
messen der Enteignungsbehörde gewährt 
werden konnte. Eine derartige Regelung 
würde die Durchführung des Gesetzes prak- 
tisch unmöglich machen. Sie würde z. B. auch 
juristischen Personen des privaten und (des 
öffentlichen Rechts meist einen Anspruch auf 
Landentschädigung gewähren. Die natürlichen 
Personen hätten einen solchen Anspruch da- 
gegen nur dann, wenn sie das entzogene 
Land zur Aufrechterhaltung eines persönlich 
bewirtschafteten Betrieben benötigen. Damit 
würden bei der Landbeschaffung selbst und 
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insbesondere bei der Ersatzlandbeschaffung 
unüberwindliche Schwierigkeiten entstehen. 
Gerade weil für den letztgenannten Zweck 
Grundstücke in dem erforderlichen Ausmaß 
kaum bereitgestellt werden könnten, würde 
die Entschädigung in Land in Fällen, in denen 


sie nottut und sichergestellt werden muß, 
nicht durchgeführt werden können. 

Aus diesen Gründen sollte § 22 in der Fas- 
tsung der Regierungsvorlage (mit den vom 
Bundesrat im ersten Durchgang vorgeschla- 
genen Änderungen) wiederhergestellt werden. 
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